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Bericht
über

die Verhandlungen
des

XVII. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.
Vierunddreisiigste Sitzung.

Oldenburg , den 26. März 1873.  Vormittags 10 Uhr.

Tagesordnung : Bericht des Justizausausschussesüber den Gesetzentwurf für Las Herzogthum Oldenburg, bctr. das
eheliche Güterrecht,

sowie
über den Gesetzentwurf wegen Einführung der Gesetze, bctr. das eheliche Güterrccht, betr. das Erb¬
recht, betr. die Theilbarkcit der Grundbesitzungen. (Anl. 413.)

Vorsitzender: Vicepräsident Ahlhorn.

Am Ministertisch: Appellationsrath Hüll mann,  Mini-
sterialaffeffor Wes che.

Nach Eröffnung der Sitzung durch den Präsidenten ver¬
liest der Schriftführer Tantzen  das Protokoll der vorigen
Sitzung; dasselbe wird genehmigt.

Es wird zur Tagesordnung übergegangen.
Bericht des Justizausschusses über den Gesetzentwurf für

das Herzogthum Oldenburg, betr. das eheliche Güterrecht,
sowie

über den Gesetzentwurf wegen Einführung der Gesetze,
betr. das eheliche Güterrecht, betr. das Erbrecht, betr. die
Theilbarkcit der Grundbcsitzungen.

Berichterstatter: Abg. Graepel.
Von der Minorität (Bünnemeyer)  sind folgende An¬

träge gestellt:
1. daß auf die Berathung des Gesetzentwurfs nicht ein-

zutretcn sei,
2. daß die Großherzogliche Staatsrcgierung zu ersuchen

sei, einen anderen Gesetzentwurf, betr. das eheliche
Güterrecht im Herzogthum Oldenburg, unter Zu¬
grundelegung des Princips der Gütergemeinschaft dem
nächsten Landtage vorzulegen.

Abg. Proppittg : Er habe sich entschlossen, für diese
Anträge zu stimmen und möchte seine Abstimmung etwas
motiviren. Er sei ein zu großer Freund der Gütergemein¬
schaft, als daß er nicht wünschen möchte,  daß dieser Gesetz¬
entwurf abgelehnt und das Princip der Gütergemeinschaft,
welches durchaus mit seinen Ansichten von der Ehe in Ein¬
klang stehe, angenommen würde. Die Gründe, die für ge¬
trennte Güter sprächen, könne er nicht anerkennen.

Reg.-Com. Hnllmann : Es sei seiner Ansicht nach
nur der Macht der Gewohnheit zuzuschrcibcn, wenn man diese
Principien noch festhalte. Die Ansicht, daß durch die Güter¬
gemeinschaft der Credit gefördert werde, könne er nicht an¬
erkennen, denn die vertragsweise Beseitigung derselben werde,
namentlich auch in der Stadt Oldenburg, immer häufiger,
so daß die beteiligten creditirenden Geschäftsleute einen
sicheren Ueberblick dieser Ausnahmen sich gar nicht mehr be¬
wahren könnten.

Abg. Graepel : Er möchte die Thatsache constatiren,
daß bis setzt noch keine Stimme an den Landtag gelangt sei,
die das Bestehende bcizubchalten oder der Reform das Princip
der Gütergemeinschaft zu Grunde zu legen »Pünsche. Selbst
aus der Stadt Oldenburg sei eine solche Forderung nicht
laut geworden? Wenn man sich aber auch dort mehr der
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Gütergemeinschaft znncigc , so müsse man doch berücksichtigen,

daß ein Gesetz für das ganze Herzogtum erlassen werden
solle . Die Haft des Vermögens der Fran für die Schulden
des Mannes könne man nicht dort einführcn , wo sie bis

jetzt nicht vorhanden gewesen sei . Die Minorität habe sich
auch gar nicht darüber ausgesprochen , welches System der
Gütergemeinschaft adoptirt werden solle , und möchte er die

Versammlung dringend ersuchen , den Antrag der Minderheit

abznlehncn.

Abg . Schomann : Der Arg . Propping  habe Recht,
wenn er sage , daß das Güterrccht auch dem Wesen der Ehe
entspreche » müsse ; man würde aber dahin kommen , das sainmt-

liche Vermöge » in der Hand des Ehemannes zu vereinigen.

Gütereinheit sei dasjenige , waS der deutschen Rechtsanschauung
von jeher entsprochen habe , aber die Gütereinheit sei nicht

identisch mit der Gütergemeinschaft . Wenn nun ohne nähere
Bestimmung die Gütergemeinschaft angestrebt werden solle,

so wisse man nicht , was damit gemeint sei ; es könne auch
die Gemeinschaft der Schulden darunter verstanden werden.

Nach dem Entwurf dagegen würde jeder Ehegatte Herr sei¬
nes Vermögens bleiben ; dem Manne würde nur die Ver¬

waltung des gcsammten Vermögens überlassen sein . Der
Abg . Propping  habe es dem Wesen der Ehe entsprechend

gehalten , daß die Frau mit ihrem Vermögen für die Schul¬

den des Mannes hafte ; alsdann müsse ihr doch auch einige
Sicherheit gegeben werden , daß der Mann seine Stellung
nicht mißbrauche.

Abg . Borgmarrn : Gegenüber der Bemerkung des
Abg . Graepel,  daß keine Stimme an den Landtag gelangt

fei , die sich für die Gütergemeinschaft ausgesprochen habe,
wolle er nur hervorheben , daß der Amtsrath von Friesoythe

sich einstimmig für dieselbe erklärt habe.

Reg .-Com . Hullmsnir : Dies sei aber auch die ein¬
zigste Stimme gewesen , die unter den Amtsräthen für die

Gütergemeinschaft laut geworden sei.

Abg . Hoher : Er stehe auf dem Standpunkte des

Abg . Propping  und glaube , daß durch die Gütergemein¬
schaft namentlich der kaufmännische Credit sehr gehoben werde.

Er wolle sich aber nicht von seinen subjektiven Anschauungen
leiten lassen , da daö Gesetz jedenfalls große Vortheile mit

sich bringe , und werde er deßhalb gegen den Antrag der
Minderheit stimmen.

Viccpräsident Ahlhorn  theilt mit , daß namentliche Ab¬

stimmung beantragt sei.

Der Antrag ist genügend unterstützt.

Der Minoritätsantrag »H ? 1 wird hierauf in nament¬

licher Abstimmung mit 23 gegen 6 Stimmen abgclehnt.

Mit » ja " stimmen die Abgeordneten:
Borg mann , Bünnemeyer , von Hammel,

Propping , Nüdebusch , Stukenborg.

Mit „ nein " die Abgeordneten:

Wilken , Windmüller , Abels , Ahlhorn , Barn¬

stedt , BrockhauS , Bunne mann , Eilks , von Galen,

Graepel , Hoyer , Huchting , Köhler , Kräh n , Leng-
ler , Müller , Nathan , Oetken , Russell , Schildt,
Schomann , Strodthoff , Tantzen,

Der Abg . W ulff  ist beurlaubt . G l ü s i n g fehlt.

Hierauf wird zur Specialbcrathnng übergegangen und
der Art . 1 angenommen.

Zn Art . 2 ist vom Ausschuß folgender Antrag gestellt:
im Art . 2 die Worte : » soweit nicht " bis „ bestimmt

ist " zu streichen und statt dessen zu setzen : » vcrbe-
hältlich der Bestimmungen im Art . 21 " .

Der Art . 2 wird mit dieser Aenderung angenommen.
Art . 3 wird angenommen.

Zu Art . 4 sind vom Ausschuß folgende Anträge gestellt:

HL 7:

im ersten Absatz des Art . 4 die Worte : „ zur Füh¬

rung des Haushalts " zu streichen und statt derselben
zu setzen : »zum Bedarf des Haushalts innerhalb ihres

häuslichen Wirkungskreises . "

^ 8 :

im ersten Absätze des Art . 4 die Worte : »soweit
nicht in denselben . ein Anderes ausdrücklich bestimmt

avorden ist " zu streichen und statt derselben zu setzen:

' » soweit nicht mit dem Gläubiger ein Anderes ver¬
einbart worden ist . "

Reg -Com . Hullmann : Er wolle hier die Gelegen¬
ergreifen , um die Stellung der Negierung zu den Aus-

schnßanträgen zu charakterisiren . Einige Anträge habe die

Regierung mit Freude als wahre Verbefferungsanträge be¬

grüßt , einige dagegen halte sie für nicht so gut , werde aber
denselben , falls sich die Majorität dafür erklären solle , nicht

weiter cntgegentrcteii . Was den Antrag HL 7 anlange, . so

glaube er , daß mit der Fassung des Entwurfs ganz dasselbe
erreicht werde ; der Antrag HL 8 beruhe ans einem richtigen

Motive und sei als wirklicher Verbesserungsaiitrag anznsehen.

Abg . Graepel : Er bezweifle nicht , daß der Ent¬
wurf mit den Worten »zur Führung des Haushalts " dasselbe

gesagt haben wolle , wie der Ausschuß , glaube aber doch , daß

es sich empfehle , die Schranken der Verfügungsgewalt der

Ehefrau genauer zu bestimmen . Wenn dieselbe Anschaffungen
zur Führung des Haushalts mache , die offenbar über den
nach den Verhältnissen zu bemeffenden Bedarf hinausgingen

oder außerhalb des häuslichen Wirkungskreises der Frau

lägen , so solle der Ehemann solche Verträge nicht anzuerken¬
nen verpflichtet sein.

Der Art . 4 wird mit diesen Aenderungen angenommen.

Zu Art . 5 ist vom Ausschuß der Antrag 10 ge¬
stellt:
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den Art. 5 wie folgt zu fassen:
„dem Ehemanue steht an dem emgebrachten Ver¬
mögen der Ehefrau das Recht des Nießbrauchs
und der Verwaltung zu.«

Reg. - Com. Huümann Bei Abfassung des Ent¬
wurfs habe die Regierung sich bemüht, das Wort „Nieß¬
brauch" zu vermeiden, der Ausschuß aber habe es wieder
eiilgeführt; die Staatsregiernng könne sich hiermit wohl ein¬
verstanden erklären.

Abg. Graepel : Er consiatire, daß nach der Erklä¬
rung dcS- Herrn Regiernngs-Cvmmiffairs die Staatsregierung
mit dem Ausschuß einverstanden sei, daß demnach, indem das
Recht deö Ehemannes am Franenvermögen während der Ehe
auf den Nießbrauch basirt werde, die allgemeinen Grundsätze
des Nießbrauchs überall zur Anwendung kommen würden,
soweit sie nicht durch die besonderen Bestimmungen dieses
Gesetzes motificirt seien.

Reg. - Com. Hüll Watttt Die Staatsregiernng sei
vollständig hiermit einverstanden, nur müsse er hinzufstgeH.
daß, hinsichtlich der Bedeutung des „Nießbrauchs", somrdder
römischrechtlicheBegriff in der gemeinen deutschrcchtlichen Auf¬
fassung des ehe männlichen  Nießbrauchs modificirt sei,
selbstredend auch Liese Modifieation hier Platz zu greifen
habe. ^

Art. 5 wird mit dieser Aendernng angenommen; des.
gleichen Art. 6.

Zu Artikel 7 sind vom Ausschuß folgende Anträge
gestellt:

^ 12 :
den 8^ 1 des Art. 7 anzunehmcn.

^ 13:
den 8- 2 des Art. 7 zu streichen.

Der Artikel wird mit dieser Aenderung angenommen.
Zn Artikel 8 sind vom Ausschuß folgende Anträge ge¬

stellt:
14 :

im Art. 8 das Wort „hinsichtlich" zu streichen und
statt dessen zu setzen„über Gegenstände".

^ 15:
nach dem Worte „Ehemannes" einzuschiebcn: „und
nicht in gerechtfertigter Vertretung desselben".

16:
dem Art. 8 den Satz nachzufügcn:

„Die im Art. 3 8-2 des Gesetzes vom heutigen
Tage, betr. das Erbrecht, gedachten Verfügungen
sind hierdurch nicht betroffen.«

Reg. - Com. Hullmann : Mit dem Antrag 14 sei
er einverstanden. Der Antrag 15 bezwecke diejenigen Ver¬
fügungen, welche die Frau in gerechtfertigter Vertretung des
Ehemannes vornehme, für gültig zu erklären. Es handle

sich hier aber nur um Verfügungen des Mannes, welche die
Frau als Vertreterin desselben vornehme. Wenn der Aus¬
schuß jedoch diese Bestimmung für präciser halte, so wolle
er sich derselben auch nicht widersetzcn. Den Antrag 16
halte er für überflüssig, und bitte er dcßhalb die Versamm¬
lung, denselben abzulehnen.

Abg. Graepel : Er halte den Antrag 15 nicht für
überflüssig; um jeden Zweifel zu heben, habe der Ausschuß
cs für zweckmäßig gehalten, diesen Antrag zu stellen. Vom
Rcg.-Com. Hullmann  sei hervorgchoben, daß sich der An¬
trag 16 von selbst verstände, da eine solche Verfügung eine
Verfügung auf den Todesfall sei; dem könne er nicht bei-
stimmen.. Unter Verfügung auf den Todesfall verstebc man
eine Disposition, welche Jemand in der Weise über sein
Vermögen treffe, daß solche nach seinem  Tode in Wirk¬
samkeit treten solle. Wenn aber Jemand eine Grunderbstelle
bilde und nachher dieselbe veräußere, so könne man doch nicht
sagen, daß er ans seinen Todesfall eine Bestimmung getroffen
habe, denn diese Bestimmung dauere so lange fort , bis der
neue Eigcnthümer der Stelle den Charakter einer Grnnderb-
stelle wieder nehme. Ebenso sei es doch keine Verfügung
auf den Todesfall, wenn von einer Grunderbstclle ein Stück
abgetrennt werde. Wenn man diesen Punkt mit Stillschwei¬
gen übergehe, so könnten Zweifel entstehen, wer berechtigt
sei, solche Verfügungen zu treffen, der Mann oder die Frau.

Reg. - Com. Httllmann : Der gewöhnliche Begriff
einer Verfügung auf den Todesfall treffe allerdings hier
nicht ganz zu, weil man mit dem Begriff der Bildung und
Aufhebung von Stellen etwas ganz Neues geschaffen habe,
indeß hätten auch diese Verfügungen gar keine andere Be¬
deutung, als daß sie am Nachlaß des EigcnthümerS rcalisirt
würden, und seien sie somit eine neue Art der Verfügungen
auf den Todesfall. Wenn noch ein Zweifel darüber vor¬
handen sein könnte, ob der Zusatz zu streichen sei oder nicht,
so müsse derselbe nach den Ausführungen deö Berichterstatters
gestrichen werden. Art. 3 Z. 2, betr. dach Erbrecht, gehe
weiter; derselbe spräche nicht allein von protokollarischen Ver¬
fügungen, sondern allgemein von der Bildung, Aufhebung
und Veränderung einer Grunderbstclle. In dem Gesetze sei
ganz klar ausgesprochen, daß der Frau eine solche Befugniß
nicht zustchc.

Abg. Barnstedt : Er halte es für durchaus richtig
und praktisch, daß solche Bestimmungen in das Gesetz aus¬
genommen würden.

Abg. Graepel : Gegen den Herrn Rcgicrungs-Com-
miffair müsse er bemerken, daß, wenn er gesagt habe, die
Frau könne auch über Abtretung eines Theils der Grundcrb-
stclle verfügen, er damit nicht habe sagen wollen,  die Frau
sei für sich allein befugt, Theile des emgebrachten Grund¬
stücks ohne Zustimmung des Mannes zu veräußern, sondern
er habe nur hervorheben wollen, daß leicht Zweifel darüber
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entstehen könnten , ob der Mann oder die Frau zur Bildung

und Aufhebung einer Grunderbstellc lcgitimirt sei.

Die Anträge 14 , 15 , 16 werden angenommen.

Art . 9 wird angenommen.

Zu Art . 10 ist vom Ausschuß der Antrag 19 gestellt:

den Art . 10 wie folgt zu fassen:
.,Das Reckt des Ehemannes auf den Nießbrauch

an dem cingebrachten Vermögen kann zur Be¬

friedigung seiner Gläubiger nicht herangezogen
werden ."

Antrag 19 wird angenommen ; damit ist die Regierungs¬

vorlage erledigt.

Zu Art . 11 ist der Antrag 20 gestellt:

den Art . 11 zu streichen.

Reg . - Com . Huümann : Wenngleich er sich wenig

Hoffnung mache , mit seiner Ansicht durchzudringen , so müsse

er doch bemerken , daß die Staatsregierung sehr großes Ge¬

wicht auf diesen Artikel lege ; sie glaube , mit dieser Bestim¬

mung den Creditverhältniffen , namentlich der kleinen Leute,

cntgegenznkommcu . Runde habe auch eine ähnliche Bestim¬

mung ; er habe dieselbe zwar anders formulirt , aber erkenne

das Prineip dadurch an , daß er der Frau ein Scparations-

rccht absprechc , wenn sie kein Jngroffat habe.

Adg . Tantzen : Wenn man diesen Artikel annehme,

so genehmige man damit etwas , was mit der Auffassung

des Ausschusses vollständig in Widerspruch stehe ; man würde

hiermit für die armen Leute Gütergemeinschaft , für die wohl¬

habenderen Gütertrennung entführen , und das könne er nicht

billigen Es würde dahin kommen , daß die Mobilien mieth-

weise in die Ehe gebracht würden , um dadurch die Gläubiger

zu täuschen . Wenn man daS Prineip der Gütertrennung

anerkenne , so dürfe man auch nicht für die kleinen Leute

Gütergemeinschaft entführen.

Abg . Russell : Es sei hier immer die Rede von

einer Gütergemeinschaft ; er glaube aber , daß mit diesem Ar¬

tikel lediglich eine Schnldengemeinschaft cingcführt werde , und

halte er es nicht für gerechtfertigt , daß die Frau ihr Ver¬

mögen für die Verpflichtung des Mannes opfern müsse . Er

halte cs für durchaus richtig , daß der Ausschuß diesen Passus

gestrichen habe , da die Stellung der Frau überhaupt schon

sehr schlecht sei.

Abg . SchvMSNN : Er könne der Versammlung nur

die Ablehnung des Art . 11 empfehlen , weil , wenn man ein-

mal ein Prineip ausgestellt habe , dieses auch in den Conscquen-

zen so weil durchgcführt werden müsse , bis zwingende Gründe

eine Abweichung nvthwendig machten . Der Art . 11 ließe

aber Ausnahmen zu . Es sei darüber gestritten worden , ob

jenes Verhältniß eine Gütergemeinschaft oder eine Schulden¬

gemeinschaft sei ; seines Erachtens gäbe es für dieses Ver-

hältniß kein bestimmtes Wort ; der Kern des Art . 11 liege

darin , daß man dem puotum eoimtituti xoksessorii Vor¬

beugen wolle.

Reg . - Com . Hullmann : Man streite hier über den

technischen Ausdruck für jenes Verhältniß ; dieses sei von gar

keiner praktischen Bedeutung . Im Grunde genommen sei es

nichts anderes , als die Haftung der beweglichen Frauenhabe

für die Schuld des Mannes . Als Gegenstand der Haftung

sei Dasjenige bezeichnet , was sich Dritten gegenüber als in

der Hand des Mannes befindlich darstelle.

Abg . Graepel : Der Art . 1t stehe mit dem ersten

Artikel des Gesetzentwurfs in Widerspruch ; denn die Haf¬

tung des Vermögens der Frau sei gerade das , was man

mit Gütergemeinschaft bezeichne . Bei einer sehr großen An¬

zahl Ehegatten bestehe das Vermögen nur ans beweglicher

Habe und hier würde also saclisch Gütergemeinschaft cinge-

führt werden . Auch der Rnnde ' sche  Entwurf stimme mit

dem Entwurf der Staatsrcgicrung nicht überein , da derselbe

ausdrücklich bestimme , daß die Frau die Haftung ihres Ver¬

mögens für die Schulden des Mannes durch Jngroffation

aufhcben könne , wogegen hier nach Art . 26 auch nicht durch

Vereinbarung der Ehegatten die im Art . 11 vorgcschriebene

Haft solle aufgehoben werden können.

Der Art . 11 wird hierauf zur Abstimmung gebracht und

abgelchnt.

Zu Art . 12 ist vom Ausschuß der Antrag 21 gestellt:

den Eingang des K. 2 des Art . 12 bis zu den Wor¬

ten : »d . durch das Gericht - zu streichen und statt

dessen zu setzen:

§ . 2 . Die verfügten Maßregeln können durch

das Gericht wieder aufgehoben werden:

u ) in Folge Verzichts der Ehefrau,

si) auf Antrag w.

Derselbe wird angenommen ; desgleichen Art . 12 mit

dieser Aendernng.

Art . 13 wird dem Anträge 23 zufolge abgelehnt.

Zu Art . 14 ist vom Ausschuß der Antrag 24 gestellt:

im Art . 14 sub lilr . b . statt » über den Ehemann"

zu setzen : » über die Person des Ehemannes " und die

Worte : » oder über das Vermögen des abwesenden

Ehemannes " zu streichen.

Derselbe wird angenommen ; desgleichen Art . 14 mit

dieser Aendernng.

Art . 15 wird dem Antrag 26 zufolge abgelehnt.

Art . 16 und 17 werden zur Berathung gestellt.

Zu Art . 16 ist vom Ausschuß der Antrag 27 gestellt:

den Art . 16 zu streichen.

Zu Art . 17 sind vom Ausschuß folgende Anträge ge¬

stellt:
M . 28:

im Art . 17 § . 1 statt der Worte : »im Uebrigen

haftet der Ehemann " zu setzen : »der Ehemann haftet " .
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29 :
de» Art. 17 Z. 1 mit dieser Aenderung anzunehmsn.

30:
den Art. 17 K. 2 unter Streichung des Entwurfs
wie folgt zu fassen:

„Dies gilt insbesondere auch von den cingebrach-
ten Forderungen und Werthpapicren, sowie von
den durch den Ehemann auf den Namen der
Ehefrau belegten Capitalien. Wenn jedoch die
Ehefrau zu dieser Belegung nicht eingcwiUigt
oder ihre nachträgliche Genehmigung ertheilt hat,
so ist dieselbe bei Rückerstattung des eingebrachten
Vermögens befugt, solche Forderungen oder
Werthpapiere zurückzuwcisen und statt derselben
den baaren Betrag zu fordern.--

. 31
(von der Minderheit Graf von Galen ),

dem Artikel als 8- 3 nachzufügen:
„Die eingebrachten beweglichen Sachen sind bei
Beendigung der Rechte des Ehemannes, soweit
sie noch vorhanden sind, zurückzugeben, unter Er¬
stattung der durch die Abnutzung entstandenen
Werihverminderung. Für die nicht mehr vor¬
handenen Sachen ist Ersatz zu leisten. "

32
(von der Mehrheit des Ausschusses) ,

dem Art. 17 als Z. 3 nachzufügen:
„Für die eingebrachten beweglichen Sachen, welche
bei Beendigung der Rechte des Ehemannes nicht
zurückgegeben werden können oder durch Ab¬
nutzung eine wesentliche Wcrthverminderung er¬
litten haben, ist die Ehefrau persönlich berechtigt,
auck' ohne Rücksicht auf ein Verschulden des Ehe¬
mannes, Ersatz des Wcrthes bezw. der Wcrth-
vermindcrung zu fordern, jedoch kann sie diese»
Anspruch im Concurse der Gläubiger des Ehe¬
mannes oder seines Nachlasses nicht geltend
machen.

Den Erben der Ehefrau gegenüber haftet der
Ehemann auch wegen Rückerstattung der cinge-
brachten beweglichen Sachen nur nach der Be¬
stimmung des Z. 1."

Reg. - Com. Hullrnann : Er möchte an den Abg.
von Galen das Ersuchen richten, den Antrag 3l zurück¬
zuziehen und für den Entwurf zu stimmen. Der Z. 1 des
Artikels habe an sich keine Bedeutung, da er sich von selbst
verstehe; bei Behaltung der Vorschrift des §. 2 sei er aber
nothwendig, um nicht über deren Tragweite Mißverständnisse
entstehen zu lassen. Den Antrag 32 anlangend, so sei der
Entwurf davon ausgegangen, daß der Ehemann auch für die
Ausstattung mit Mobiliar sorgen müsse; wenn nun in den

meisten Fällen die Frau dasselbe anschaffe, so nehme sie da¬
mit dem Ehemanne eine Last ab. Der Ausschuß sei damit
nicht ganz einverstanden gewesen, habe aber doch mittelst sei¬
nes Antrags 32 anerkannt, daß das Princip des Ent¬
wurfs wenigstens insoweit berechtigt sei, als die Ehefrau per¬
sönlich in Betracht komme. Gegen den Antrag sei zu er¬
innern das juristisch Anomale einer solchen erceptionellen Be¬
stimmung, indcß wolle er selbst darauf verweisen, daß auch
nach dem Preußischen Rechte (Landrccht und Concursordnung)
die Ehefrau im Concurse nicht so günstig als im Erbfalle
gestellt sei. Die Regierung werde eventuell de» Antrag accep-
tiren, vorbehältlich einiger Fassungsbedenken, über die er sich
mit dem Ausschuß zur zweiten Lesung zu verständigen hoffe.
Er empfehle aber zunächst Annahme des Entwurfs ; wenn
derselbe im Ganzen Las Richtige getroffen habe, so möge
man nicht zu viel Gewicht darauf legen, daß seine Vor¬
schriften in vereinzelten Fällen als weniger zweckmäßig er¬
scheinen könnten. Uebrigcns werde die Unbilligkeit gegen den
Ehemann, die man bei Ausdehnung deS fraglichen Anspruchs
auf die Erben der Frau für diesen oder jenen Fall vielleicht
davon befürchte, auch wieder ausgeglichen durch den ihm bei¬
gelegten erheblichen Erbtheil.

Abg. Russell : Der Art. 16 habe im Ausschuß zu
großen Streitigkeiten Anlaß gegeben. Ein Theil sei davon
ausgegangen, daß die Damen jetzt sehr zum Lurüs geneigt
seien und manches mit in die Ehe bringen würden, was
nicht zur Führung des Haushalts nothwendig sei; ein
anderer Theil habe solche Frauen ins Feld geführt, die
nicht so gnt situirt seien, den Luxus mit in die Ehe bringen
zu können. Man habe sich aber endlich aus dem Wege des
Compromisses zu dem Antrag 32 verstanden. Nach den ge¬
wöhnlichen Grundsätzen über Nießbrauch brauche allerdings
kein Ersatz geleistet zu werden für die Abnutzung der Sache,
welche ordnungsmäßig gebraucht sei, aber im Interesse der
Frau habe man hier eine Ausnahme zugelasscn.

Reg. - Com. Hullmann : Der Abg. Russell habe
den Lurus der Frauen hervorgehoben; dem gegenüber wolle
er nur darauf aufmerksam machen, daß die zum persönlichen
Gebrauche der Frau bestimmten Sachen gar nicht zu dem
eingebrachten Vermögen gehörten.

Abg. Schomann : Er gehe davon aus , die Rechte
der Frauen möglichst zu schützen und halte deßhalb diese Aus¬
nahme von dem Princip für gerechtfertigt. Auch glaube er,
daß die Bestimmung des Art. 16 8- 2 praktisch nicht durch¬
führbar sei, und namentlich.wenn die Ehe kinderlos wäre,
zu vielen Processen Anlaß geben würde. Im Interesse der
Frauen empfehle er deßhalb den Antrag 32 der Versamm¬
lung zur Annahme.

Abg. Graepel : Es sei dem Abg. von Galen  em¬
pfohlen worden, den Antrag 31 fallen zu lassen und für
Beibehaltung des Entwurfs zu stimmen; er könne nicht dazu
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rathen. Der Z. 1 des Art. 16 enthalte nichts Neues, son¬
dern diese Bestimmung sei gemeinrechtlich. Der §. 2 des
Art. 16 enthalte ganz dasselbe, was die Minderheit wolle,
schließe sich dann aber besser als K. 3 dem Art. 17 an , in¬
dem er hinsichtlich der Mobilien das im K. 1 ausgestellte all¬
gemeine Princip modificire.

Uebrigens könne er nur wünschen, daß der MindcrheitS-
antrag abgelehut werde und müsse bei dem Mchrhcitsantrag

32 beharren. Am liebsten würde er von einer besonde¬
ren Bestimmung hinsichtlich der Restitution der Mobilien ganz
absehen und es bei dem gemeinen Rechte belassen, er sei aber
aus den im Bericht angeführte» Gründen dem Mehrhcitsan-
trag beigetreten, obwohl ihm die Ausnahmestellung, die die
Frau darnach persönlich einnehmcn solle, legislatorisch nicht
Zusage. Er wolle aber dieses Bedenken der Beurtheilung
der Staatsregierung anheimgeben.

Abg. von Galen : Er habe bei seinem Antrag
hauptsächlich die Verhältnisse der kleinen Leute im Auge ge¬
habt. Die Frau müsse wenigstens das Eingebrachte»ach
dem Tode des Mannes auö dem Cvncurse retten können.
UedrigcnS ziehe er aus den Vorschlag des Herrn Regicrungs-
Commiffairö seinen Antrag (Antrag 31) zu Gunsten der Re¬
gierungsvorlage zurück.

Der Art. 16 wird hierauf dem Antrag 27 zufolge ab-
gelehnk; die Anträge 28, 29, 39 und 32 werden ange¬
nommen.

Zu Artikel 18 ist vom Ausschuß der Antrag 33 ge¬
stellt:

im Art. 18 ß. 1 die Worte „soweit dasselbe nicht in
Grundbesitz besteht« zu streichen und sodann demZ. 1
folgenden Absatz nachzufügen:

„Soweit das eingebrachke Vermögen in Grund¬
besitz besteht, findet diese Befugniß nicht statt.
Wird der Grundbesitz veräußert, so kann dieJn-
grossation zur Sicherung des Erlöses innerhalb
eines Jahres , von der Veräußerung angcrechnct,
ohne Einwilligung des Ehemannes geschehen."

Derselbe wird angenommen; desgleichen Art. 18 mit
dieser Aenderung.

Zu Art. 19 ist vom Ausschuß der Antrag 35 gestellt:
den Art. 19 des Entwurfs zu streichen und als sol¬
chen zu setzen:

„In dem Concurse der Gläubiger des Ehemannes
Hann die Ehefrau die Erstattung ihres cingcbrach-
ten Vermögens selbständig beanspruchen, unbe¬
schadet jedoch der fortdauernden Rechte des Ehe¬
mannes an dem, was sie aus der Masse erhält,
sofern ihm dieselben nicht gemäß Art. 12 Z. 1
entzogen worden sind."

Derselbe wird angenommen; damit ist die Regierungs¬
vorlage erledigt.

Zu Art. 20 hat der Ausschuß den Antrag 36 gestellt:
den Art. 20 des Entwurfs zu streichen und als sol¬
chen zu setzen:

„Zu dem der Ehefrau zur eigenen Verwaltung
vorbehaltencn Vermögen gehören alle Sachen,
welche zur Bekleidung, zum Schmucke oder sonst
zum Gebrauche bloß für ihre Person bestimmt
sind.«

Antrag 36 angenommen; damit die Regierungsvorlage
erledigt.

Zu Art. 21 hat der Ausschuß den Antrag 37 gestellt:
den Art. 21 zu streichen und als solchen zu setzen:

„K. 1. Die Ehefrau kann sich durch Vertrag ge¬
mäß der Art. 25 ff. Vermögen zur eigenen Ver¬
waltung Vorbehalten.

ß. 2. Außerdem gehört z» dem vorbehaltenen
Vermögen:

u) was die Ehefrau sich mit dem vorbehalke-
nen Vermögen erwirbt;

b) was sie unter Widerspruch des Ehemannes
erwirbt;

o) was sie während der Ehe :c. wie K. 1 e
des Entwurfs.

Reg. - Com. Hullmanri : Er ersuche die Versamm¬
lung, den §. 2 beizubchalten; es handle sich hier um die
Wahrung der Interessen der Frau. Wenn der Frau z. B.
durch Erbschaft ein Vermögen zugefallen sei, so würde der
Entwurf ihr das Recht geben, dem Manne die Verwaltung
desselben zu entziehen und selbst die Verwaltung desselben zu
übernehmen; es sei durchaus nicht gerechtfertigt, ihr dies
Recht zu entziehen.

Abg. Tantzen : Er hätte gewünscht, daß alle Be¬
stimmungen über das vorbehaltene Vermögen aus dem Ge¬
setze gestrichen wären. Er halte es nicht für wünschcnswcrth,
der Frau das Recht einzuräumen, Theile des Vermögens
ohne Zustimmung des Mannes verwalten zu können. Da¬
durch, daß die Frau die Verwaltung selbst übernehme, be¬
kunde sie, daß sie ihren Mann nicht für fähig halte, daS
Vermögen verwalten zu können, und glaube er schwerlich,
daß dieses offene Mißtrauen dazu beitragen werde, das gute
Einvernehmen der Eheleute zu fördern. Er lege großes Ge¬
wicht auf diesen Antrag und bitte deßhalb die Versammlung
dringend, denselben anzunehmen.

Antrag 37 wird angenommen.
Zu Art. 22 ist der Antrag 38 gestellt:

die Bezeichnung„Z. 1" und den Z. 2 des Art. 22
zu streichen.

Derselbe wird angenommen; desgleichen Art. 22 mit
dieser Aenderung.

Art. 23 und 24 werden angenommen; desgleichen Ar¬
tikel 25.
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Zu Art. 26 ist zunächst beantragt:
43:

dem Art. 8 als K. 2 hinzuzufügen: „Wenn eine
Ehefrau mit Einwilligung des Ehemannes selbständig
einen Erwerbszweig betreibt, so kann sie innerhalb
desselben über ihr eingebrachtes Vermögen verfügen".

Dieser Antrag wird angenommen; desgleichen Art. 8
mit diesem Zusatze.

Zu Art. L6 ist vom Ausschuß ferner der Antrag 44
gestellt:

den Art. 26 des Entwurfs zu streichen und als sol¬
chen zu setzen:

„Vereinbarungen, welche den Vorschriften des
Art. 8 tz. 1, der Art. 9 und 24 zuwiderlaufen,
sind nicht statthaft".

Derselbe wird angenommen; damit ist die Regierungs¬
vorlage erledigt.

Art. 27—30 werden angenommen.
Zu Art. 31 hat der Ausschuß den Antrag 46 gestellt:

im ersten Absätze deS Z. 2 des Art. 31 statt der
Worte : „von jedem Thcile die gerichtliche Aufhebung
der Gemeinschaft beansprucht werden" zu setzen: „auf
Antrag eines jeden Theiles die Aufhebung der Ge¬
meinschaft vom Gerichte erkannt werden."

Der Antrag wird angenommen; ebenso Art. 31 mit
dieser Aenderung.

Zu Art. 32 hat der Ausschuß den Antrag 48 gestellt:
den letzten Satz im H. 1 des Art. 32 zu streichen
und statt desselben zu setzen:

„Dabei kommt der Art. 17 zur Anwendung."
Der Antrag wirb angenommen und mit dieser Aende¬

rung der Art. 32.
Art. 33 wird angenommen.
Zu Art. 34 ist der Antrag 51 gestellt:

den §. 2 deS Art. 34 zu streichen und den tz. 3 als
K. 2 zu bezeichnen.

Der Antrag wird angenommen; desgleichen Art. 34 mit
dieser Aenderung.

Zu Art. 35 sind vom Ausschuß folgende Anträge ge¬
stellt:

53:
im Z. 1 des Art. 35 statt der Worte „in Las ehe¬
rechtliche Register" zu setzen: „in das bei jedem Amts¬
gerichte zu führende eherechtliche Register (Art. 58)" .

M 54:
im tz. 2 Abs. 1 die Schlußworte: »und gemäß Art. 13
Z. 1 bekannt gemacht worden" zu streichen und statt
derselben zu setzen: „und mittelst einwöchigen Anschlags
an dein .für obrigkeitliche Bekanntmachungen bestimm¬
ten Orte in der Gemeinde, in welcher der Ehemann
wohnt oder seinen letzten inländischen Wohnsitz gehabt
Berichte. XVII. Landtag.

hat, auch mittelst einmaliger Einrückung in die Olden-
burgischeu Anzeigen bekannt zu machen".

55:
im H. 2 dem Absätze3 nachzusügen:

„Leben die Eheleute von einander getrennt, so
ist die Wiederholung der Eintragung erst binnen
6 Wochen nach ihrer Wiedervereinigung crfor-

.derlich".
M 56:

den 3 des Entwurfs zu streichen und als solchen
zu setzen: „Die vertragsmäßige oder gerichtliche Auf¬
lösung der Gemeinschaft ist in das chcrechtliche Re¬
gister einzutragen und gemäß Z. 2 bekannt zu machen.
Die Wirksamkeit derselben beginnt dritten Personen
gegenüber erst mit dem Zeitpunkte, in welchem die Ein¬
tragung und Bekanntmachung in vorgeschricbener Weile
geschehen und der dritte Tag nach dem Datum der
Oldenburgischen Anzeigen, in welchen die Einrückung
erfolgte, verstrichen ist" .

Dieselben werden angenommen; desgleichen Art. 35 mit
diesen Aenderungen.

Zu Art. 36 ist vom Ausschuß der Antrag 58 gestellt:
den Art. 36 des Entwurfs zu streichen und als sol¬
chen zu setzen:

„Die Vorschriften der Art. 31, 33, 34 und 35
sind überhaupt maßgebend für alle Verträge,
durch welche das eingebrachte Vermögen für die
Verbindlichkeiten des Ehemannes haftbar gemacht
wird".

Derselbe wird angenommen; damit ist die Regierungs¬
vorlage erledigt.

Schluß der Sitzung 1 Uhr.
Nächste Sitzung Donnerstag den 27. März d. I ., Vor¬

mittags 10 Uhr.
Tagesordnung:

1. Fortsetzung der Berathung des Gesetzentwurfs für das
Herzogthum Oldenburg, bctr. das eheliche Güterrecht,

sowie
des Gesetzentwurfswegen Einführung der Gesetze,
betr. das eheliche Güterrecht, betr. das Erbrecht und
betr. die Theilbarkeit der Grundbesitzungen.

2. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. die
Anstellung eines Hochbautechnikers.

3. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die
Petition des Stadtmagistrats zu Oldenburg, betr. die
Erhöhung des Staatszuschusses für die Realschule
daselbst.

4. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. den
Abbruch des ehemals Freye' schen Hauseö in Olden¬
burg.

5. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. Nach«
34
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bcwilligung von 1000 »K zu A. 132 des Voranschlags
der Ausgaben des Herzogthums Oldenburg.

6. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. Ent¬
schädigung au die Mühlenbcsitzer zu Eckhorst und
Stockelsdorf im Fürstenthum Lübeck.

7. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die
Petition der quiescirten Beamten des Fürstenthums
Birkenfeld, betr. die Ausdehnung des Gesetzes über

die Erhöhung der Beamten-Gehalte auf die Ruhe¬
gehalte der dermaligen Pensionäre.

8. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über die
Petition mehrerer in Ruhestand befindlicher Staats¬
diener um Erhöhung ihrer Pension.

Der Berichterstatter:
Ellerhorst.
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